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Editorial

<

ich durfte vor wenigen Wo-
chen bei einem bemerkens-
werten wissenschaftlichen 
Vortrag von Frau Prof. Yasmin 
Weiß über die Entwicklung 
der künstlichen Intelligenz 
(KI) zugegen sein. Dieser Vor-
trag hat mich nachhaltig be-
eindruckt. Wir leben in einer 
Zeit, in der Krisen und auch 
die damit zusammenhängen-
den Transformationen der 
Gesellschaft und insbesonde-
re der Arbeitswelt das neue 
„Normal“ darstellen. Der 
Fachkräftemangel oder bes-
ser der Arbeitskräftemangel, 
den wir derzeit erleben, wird 
sich die nächsten Jahre noch 
deutlich ausweiten, da die ge-
burtenstärksten Jahrgänge 
(1959 bis 1969) der sogenann-
ten Babyboomer-Generation 
erst dann die Ruhestands
altersgrenzen erreichen wer-
den. Der derzeitige Personal-
mangel in der öffentlichen 
Verwaltung ist erst der An-
fang und noch mögen wir uns 
nicht vorstellen, dass es in ei-
nigen Bereichen der öffentli-
chen Verwaltung zu einem 
demografiebedingten Zusam-
menbruch kommen könnte. 

Die künstliche Intelligenz 
wird sich in der Arbeitswelt 
immer schneller ausbreiten 
und unverzichtbar werden. 
Die soziale Kompetenz und 
die emotionale Intelligenz 
bleiben jedoch das Alleinstel-
lungsmerkmal des Menschen. 
KI darf und kann den Men-
schen nicht in allen Tätig-
keitsbereichen ersetzen. Aber 
Menschen, die KI anwenden, 
werden Menschen ersetzen, 
die es nicht tun. Sam Altman 
hat im Mai dieses Jahres ge-
sagt, dass KI das einfluss-
reichste, nützlichste, faszinie-
rendste Werkzeug sein wird, 
das die Menschheit je bekom-
men hat. Die Wissenschaft ist 

sich einig, dass KI dem Men-
schen in vielen Bereichen 
Chancen eröffnet, ihn aber 
nicht ersetzen kann.

Laut Untersuchungen des dbb 
fehlen bereits heute bundes-
weit 360 000 Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst. Wie soll 
aber beispielsweise die Steu-
erverwaltung im Jahre 2030 
noch funktionieren, wenn 
diese bis dahin noch einmal 
30 Prozent weniger Beschäf-
tigte haben wird als heute?

Bereits heute arbeiten die 
Kolleginnen und Kollegen 
dort am Limit und teilweise 
sogar darüber. Das gilt aber 
nicht nur für die Finanzver-
waltung, sondern für die 
meisten Verwaltungen inner-
halb des öffentlichen Diens-
tes. 2030 stellt jedoch keine 
ferne Zukunft dar, sondern 
wird bereits in sechseinhalb 
Jahren sein. Für mich steht 
fest: Wir werden die Digitali-
sierung und insbesondere die 
KI dringend brauchen, um 
den stärksten Personal
mangel abzufedern. 

Verändert hat sich auch das 
Verhältnis zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber. War 
es vor wenigen Jahrzehnten 
noch üblich, dass die meisten 
Beschäftigten im Laufe ihres 
Berufslebens nur wenige, 
nicht selten sogar nur einen 
Arbeitgeber hatten, ist heute 
diese Bindungswirkung weit-
aus geringer geworden. Nach 
einer Studie von EY-Parthe-
non hat in den vergangenen 
drei Jahren jeder fünfte Ar-
beitnehmer in Deutschland 
seinen Arbeitgeber gewech-
selt. Noch nie zuvor wurde so 
etwas beobachtet. Eine wich-
tige Konsequenz aus dieser 
Feststellung ist, dass Arbeit-
geber sich nicht nur darauf 
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Editorial

fokussieren dürfen, offene Stellen neu 
zu besetzen, sondern gleichzeitig An-
reize schaffen, um ihre Beschäftigten 
möglichst lange zu halten. Kurz: Ar-
beitgeber müssen sich – mehr als frü-
her – um attraktive Arbeits- und Rah-
menbedingungen kümmern.

Aus dem Arbeitsmarkt ist inzwischen 
ein Arbeitnehmermarkt geworden. Das 
spiegelt sich auch in den Vorstellungs-
gesprächen wider. Nicht wenige Perso-
naler fragen sich nach den Vorstellungs-
gesprächen zu Recht, wer sich hier  
gerade bei wem beworben hat. Bereits 
heute beschäftigt sich die Marktfor-
schung mit der Generation Z, die in den 
nächsten Jahren auf den Arbeitsmarkt 
kommt. Was ist ihr wichtig und für wel-
che Werte steht sie ein? Das Ergebnis 
der Untersuchungen ist eindeutig: Für 
die Generation Z sind bei der Auswahl 
eines Arbeitsplatzes insbesondere drei 
Faktoren ausschlaggebend:

1. Sinnhafte Tätigkeit 
Sinnhaftigkeit ist im öffentlichen 
Dienst zweifelsfrei gegeben. Ich gehe 
hier noch weiter und behaupte, dass 
hier kaum ein Arbeitsplatz in der Pri-
vatwirtschaft mithalten kann. Was 
kann es denn Sinnhafteres geben als 
sich für die Gesellschaft und das Ge-
meinwohl einzusetzen?  Mit diesem 
Pfund sollten die öffentlichen Arbeit-
geber deutlich mehr werben.

2. Möglichst flexible Arbeitszeiten 
und ausreichend Freizeit
Hier sind die 41 Wochenstunden für 
die Beamtinnen und Beamten einfach 
nur kontraproduktiv. Nirgendwo wird 
länger gearbeitet. In der Privatwirt-
schaft sind es oft 35 Stunden, in der 
Regel aber nicht mehr als 40 Stunden. 
Die Flexibilität im öffentlichen Dienst 
ist gut, kann aber noch deutlich ver-
bessert und ausgebaut werden. Das 
von der Landesregierung versprochene 
Lebensarbeitszeitkonto wird uns hier 
voranbringen und muss so schnell wie 
möglich eingeführt werden. Es kann 
aber nur der Anfang sein zur dringend 
notwendigen Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit.

3. Die Bezahlung
Bei den Tarifbeschäftigten des Landes 
sind wir stark ins Hintertreffen gera-
ten. Die geltende Entgeltordnung 
stammt aus dem Jahre 1978 und ist 
völlig veraltet. Sie muss zwingend 
schnellstmöglich novelliert werden.  

Bei der Beamtenbesoldung bemüht 
sich das Land um eine verfassungskon-
forme Besoldung. Das 4-Säulen-Mo-
dell war ein guter erster Schritt für den 
mittleren und den gehobenen Dienst. 
Aufgrund der starken Erhöhung der 
sozialen Teilhabe in Form des Bürger-
gelds zum 1. Januar 2023 muss die  
Besoldung allerdings dringend weiter 
angepasst werden, da die Verfassungs-
mäßigkeit aus unserer Sicht nicht 
mehr gewährleistet ist.

Im Übrigen hat das Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) bezüglich der Verfas-
sungskonformität die absolute Unter-
grenze der Besoldung festgelegt. Ob 
eine Besoldung angemessen ist, ent-
scheidet aber nicht das BVerfG, son-
dern der Markt über Angebot und 
Nachfrage. Hier ist noch viel Luft nach 
oben. Wer hier meint, die durch höchst-
richterliche Rechtsprechung festgelegte 
absolute Untergrenze sei ausreichend, 
wird bei der Werbung um die Genera
tion Z das Nachsehen haben.

Herzliche Grüße 

 
Ihr  
Kai Rosenberger
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BBW bezieht Position

Mit strategischer Personalplanung dem 
Arbeitskräftemangel entgegenwirken
Der BBW hat die Landesregierung anlässlich des Tags des öffentlichen 
Dienstes aufgefordert, dem zunehmenden Arbeitskräftemangel im öffent-
lichen Sektor endlich gezielt entgegenzuwirken. „Was wir brauchen, sind 
Gehälter, die dem Vergleich mit der Privatwirtschaft standhalten“, erklärte 
BBW-Chef Kai Rosenberger mit Blick auf die im Herbst anstehenden Tarif-
verhandlungen für den öffentlichen Dienst der Länder.

Dringend geboten sind aus 
Sicht des BBW zudem weitere 
Flexibilisierungen bei der Ar-
beitszeit und beim mobilen  
Arbeiten, Lebensarbeitszeit-
konten und insbesondere im 
Beamtenbereich eine Reduzie-
rung der Wochenarbeitszeit. 
„Ein Festhalten an der 41-Stun-
den-Woche für Beamtinnen 
und Beamten ist in höchstem 
Maße kontraproduktiv“, warnt 
Rosenberger mit dem Hinweis 
auf Studien von EY-Parthenon 
und McKinsey, die sowohl die 
Bedeutung der Gehälter wie 
auch der Arbeitszeit und 
Arbeitszeitgestaltung unter
streichen.

	< Eine Standortbestimmung

Der öffentliche Dienst leidet 
schon heute unter einem mas-
siven Fachkräftemangel. Laut 
übereinstimmenden Progno-
sen wird sich die Situation in 
den kommenden Jahren noch 
verschärfen. Demnach werden 
dem öffentlichen Sektor im 
Jahr 2030 rund 30 Prozent we-
niger Beschäftigte zur Verfü-

gung stehen als heute. „Han-
deln ist jetzt gefragt“, sagt 
BBW-Chef Kai Rosenberger und 
mahnt eine strategische Perso-
nalplanung für den öffent
lichen Dienst im Land an.

Für den Einstieg in den öffent
lichen Sektor lasse sich bei Be-
rufsanfängern beispielsweise 
mit dem Argument der Arbeits-
platzsicherheit werben, unter-
streicht Rosenberger. Hinzu 
kommen müsse das Werben 
für die gesellschaftliche Bedeu-
tung des öffentlichen Sektors 
als Kern der Arbeitgebermarke. 
Ein klares Werteversprechen 
erhöhe die Anziehungskraft für 
neue Arbeitskräfte und stärke 
zugleich die emotionale Bin-
dung der Beschäftigten.

Doch Rosenberger ist sich si-
cher, dass der Personalmangel 
nicht allein durch Neueinstel-
lungen aufgefangen werden 
kann. Im Hinblick auf die Pen
sionierungswelle, die in den 
kommenden Jahren auf den öf-
fentlichen Dienst zurollt, und 
die zusätzlichen Aufgabenge-

biete durch die Digitalisierung, 
künstliche Intelligenz und den 
Klimaschutz müssten zwin-
gend vermehrt Weiterbil-
dungsangebote hinzukommen. 
Denn nur das Zusammenspiel 
von Neueinstellungen, Weiter-
bildung und Bindungsmaßnah-
men könne dazu beitragen, die 
stetig größer werdende Perso-
nallücke im öffentlichen Sektor 
zu verringern.

Eine strategische Personalpla-
nung muss aus Sicht des BBW 
die Bedeutung einer Work-Life-
Balance für die Geberation Z 
berücksichtigen. Deshalb  
fordert der BBW neben dem  
Lebensarbeitszeitkonto und 
möglichst flexiblen Arbeitszei-
ten sowie ausreichend Freizeit, 
ein schnelles Ende der 41-Stun-
den-Woche im Beamtenbe-
reich. Nirgendwo werde länger 
gearbeitet, sagt Rosenberger 
und verweist auf die Privat-
wirtschaft, wo die Wochenar-
beitszeit oft bei nur 35 Stun-
den, in der Regel aber nicht 
mehr als 40 Stunden betrage. 
Negative Folgen aufgrund der 

Digitalisierung befürchtet der 
BBW nicht. Im Gegenteil, sagt 
Rosenberger, sie werde helfen, 
den Personalmangel abzumil-
dern.

Kritisch äußert er sich hinge-
gen zur Bezahlung der öffent-
lich Beschäftigten. Bei den Ta-
rifbeschäftigten des Landes 
bestehe dringend Handlungs-
bedarf. Die Entgeltordnung 
stamme aus dem Jahr 1978 
und müsse schnellstmöglich 
novelliert werden.

Bei der Beamtenbesoldung 
bemühe sich das Land um eine 
verfassungskonforme Besol-
dung, räumt Rosenberger ein. 
Mit dem 4-Säulen-Modell sei 
ein guter Anfang für den mitt-
leren und den Einstieg in den 
gehobenen Dienst gelungen, 
der inzwischen allerdings 
durch die Einführung des Bür-
gergelds und der Wohngeld
reform schon wieder infrage 
zu stellen sei. Vor diesem 
Hintergrund und der zwin-
gend notwendigen Attrakti
vitätssteigerung des öffent
lichen Dienstes fordert der 
BBW die Landesregierung  
auf, sich bei der Anpassung 
von Besoldung und Versor-
gung nicht stets an der vom 
Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) festgestellten abso-
luten Untergrenze der Besol-
dung entlangzuhangeln. �
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Vereinbarung zwischen Landesregierung, Kommunalen Landesverbänden,  
Wirtschafts- und Finanzverbänden

Entlastungsallianz zum Bürokratieabbau
Die Landesregierung, die Kom-
munalen Landesverbände so-
wie Wirtschafts- und Finanz-
verbände haben 13. Juli 2023 
eine Entlastungsallianz für Ba-
den-Württemberg vereinbart. 
Sie beschlossen dabei ein Ar-
beitsformat zum Abbau büro-
kratischer Belastungen und zu 
einer Aufgaben- und Standard-
kritik. 

Beim BBW stößt der neue Vor-
stoß zum Abbau von Bürokra-
tie generell auf Zustimmung. 
Allerdings habe man verwun-
dert zur Kenntnis genommen, 
dass die für den öffentlichen 
Dienst zuständigen Gewerk-
schaften in diese Entlastungs-
allianz nicht eingebunden wur-
den. Der BBW biete jedenfalls 
seine Bereitschaft zur Mitar-
beit und seinen Sachverstand 
an. Schließlich seien es die öf-
fentlich Beschäftigten, die  
die Flut an Gesetzen umsetzen 
müssen, obwohl die personelle 
Ausstattung der Behörden für 
diese Arbeitsbelastung längst 
nicht mehr gegeben ist. „Die 
Beschäftigten arbeiten am Li-
mit und zum Teil auch darü-
ber“, sagt BBW-Chef Kai Rosen-
berger. Das gelte für die Steu-
erverwaltung und fast alle üb-
rigen Verwaltungen im öffent-
lichen Dienst.

Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann versicherte an-
lässlich der Vorstellung der 
Entlastungsallianz für Baden-
Württemberg, man werde 
jetzt gemeinsam den Abbau 
von Bürokratie angehen und 
sich ganz genau anschauen, 
welche Regeln es wirklich 
braucht und wie die konkrete 
Umsetzung von Aufgaben effi-
zienter werden kann. Zusam-
men gelte es, Lösungen zu fin-
den, die die Möglichkeiten der 
Digitalisierung nutzen und die 
Frage beantworten, wie ähnli-
che Qualität mit weniger Auf-

wand zu erreichen ist. „Das 
halten wir für machbar“, sagte 
Kretschmann. Schließlich teil-
ten alle Partner ein gemeinsa-
mes Grundverständnis: Wir 
brauchen schnellere, effiziente-
re Verfahren und Aufgabenkri-
tik. Beim Bürokratieabbau, der 
Modernisierung von Prozessen, 
kurzum bei der Verschlankung 
von Verwaltungsverfahren 
müsse man Hemmnisse ab-
bauen und den Turbo einlegen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit 
des Landes als Wirtschafts-
standort zukunftssicher zu ma-
chen, unterstrich Innenminis-
ter Thomas Strobl. Und genau 
hier setze man mit der Entlas-
tungsallianz an. 

Für die acht Verbände erklärten 
ihre Präsidenten gemeinsam, 
mit der Unterzeichnung des 
Verständigungspapiers zu einer 
Entlastungsallianz gebe man 
zusammen den Startschuss für 
einen grundlegenden Reform-
prozess: „Uns ist es daher 
wichtig, dass alles auf den 
Tisch gelegt und überprüft 
werden darf.“ Es brauche ein 
Bewusstsein für Prioritäten 
und wirklich notwendige Auf-
gaben. Mehr Geld und mehr 
Personal könne absehbar nicht 
mehr der immer gültige Lö-
sungsansatz sein, mit dem sich 
Herausforderungen bewälti-

gen lassen. Vielmehr müsse es 
darum gehen, einen Weg zu 
finden, wie mit den verfüg
baren Ressourcen das beste  
Ergebnis erzielt werden kann. 
Dafür gelte: weniger Gesetze, 
reduzierte Vorgaben und er-
füllbare Leistungsversprechen, 
dafür aber mehr Freiheit und 
Vertrauen in diejenigen, die 
das gesellschaftliche Gelingen 
umsetzen und in Betrieben 
und Kommunen den Heraus-
forderungen mit konkreten  
Lösungen begegnen. 

Die Unterzeichner der Verein-
barung sind die Präsidenten 
des Gemeindetags Baden-
Württemberg, des Städtetags 
Baden-Württemberg, des 
Landkreistags Baden-Würt-
temberg, des baden-württem-
bergischen Industrie- und Han-
delskammertags, des Verbands 
Handwerk Baden-Württem-
berg, des Verbands Unterneh-
mer Baden-Württemberg, des 
Sparkassenverbands Baden-
Württemberg und des Genos-
senschaftsverbands Baden-
Württemberg. 

	< Das Ziel: gemeinsam  
für Entlastung und mehr 
Geschwindigkeit

Die neue gemeinsame Allianz 
hat sich den Abbau von Regu-

lierung, die Modernisierung 
von Prozessen, die Verschlan-
kung von Verfahren sowie ein 
Mehr an Geschwindigkeit zur 
Aufgabe gemacht – alles Fak-
toren, die entscheidend für die 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts sind. 

Das Arbeitsformat wird im 
Staatsministerium gesteuert. 
Neben den unterzeichnenden 
Verbänden und allen Landes-
ministerien sollen dabei weite-
re Akteure eingebunden wer-
den, auch der Normenkontroll-
rat Baden-Württemberg.  
Allerdings ist dieses Gremium 
seit dem Ende der Amtszeit des 
ersten Normenkontrollrats BW 
zum 31. Dezember 2022 ver-
waist. 

Besonders belastende Regelun-
gen und Verfahren können  
gemeldet und Modernisie-
rungslösungen vorgeschlagen 
werden. Zu den einzelnen The-
menfeldern werden dann Ar-
beitsgruppen mit den Fachres-
sorts eingerichtet. Die geeinten 
Vorschläge dieser Arbeitsgrup-
pen werden im Anschluss im 
Kabinett beschlossen und kon-
sequent umgesetzt. Noch 2023 
soll ein erster Katalog zur poli-
tischen Entscheidung vorgelegt 
werden. 
�

	< Ministerpräsident Winfried Kretschmann (Mitte), Innenminister Thomas Strobl (Zweiter von rechts) und Staats
minister Dr. Florian Stegmann (links) mit Vertretern der Kommunalen Landesverbände sowie von Wirtschafts- 
und Finanzverbänden 
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Politisches Sommerfest des BBW – Ehrengast war der Ministerpräsident

Im Fokus: die Bedeutung des Faktors 
„Freizeit“ beim Werben um Beschäftigte
„Der Markt wird es richten“, 
hielt BBW-Chef Kai Rosenber-
ger dem Ministerpräsidenten 
entgegen. Dieser hatte beim 
Politischen Sommerfest des 
BBW infrage gestellt, dass 
beim Werben um Arbeitskräf-
te der Faktor „Freizeit“ letzt-
lich eine entscheidende Rolle 
spielt.

Zum lauten Nachdenken über 
Sinnerfüllung des Lebens hat 
sich Ministerpräsident Kretsch
mann durch BBW-Chef Rosen-
berger hinreißen lassen. Der 
hatte zuvor nicht nur die Priori-
täten der Generation Z für die 
Arbeitsplatzwahl benannt, für 
die „viel Freizeit“ und „sinnhaf-
te Tätigkeit“ noch vor der Be-

zahlung rangiere. Zugleich hat 
Rosenberger auch darauf ver-
wiesen, dass sich der Fachkräf-
temangel fortsetzen werde. 
Die Prognosen seien düster. In 
vielen Bereichen des öffentli-
chen Dienstes rechne man bis 
2030 mit 30 Prozent weniger 
Personal. „Die augenblickliche 
Krise wird das Normal“, warnte 

Rosenberger und appellierte an 
die Politik: „Jetzt müssen wir 
uns darum kümmern, dass der 
Staat auch künftig funktio-
niert.“ Dafür sollte man sich 
das Bestreben jüngerer Men-
schen nach einer sinnhaften 
Tätigkeit zunutze machen. 
Schließlich gebe es nichts Sinn-
hafteres als den öffentlichen 
Dienst.

Mit „sinnafter Tätigkeit“ allein 
sei es aber nicht getan, mahnte 
der BBW-Vorsitzende. Wer im 
Konkurrenzkampf mit der Pri-
vatwirtschaft bestehen wolle, 
müsse den Wunsch jüngerer 
Menschen nach mehr Freizeit 
akzeptieren. Mit einer 41-Stun-
den-Woche sei da kaum zu 
punkten, selbst die 39,5 Stun-
den, die im Tarifbereich des 
Landes gelten, seien problema-
tisch.

Stimmen müsse zudem auch 
die Bezahlung, betonte Rosen-
berger. Mit einer Entgeltord-
nung aus dem Jahr 1978 sei  
allerdings kein Staat zu ma-
chen und inzwischen auch 
nicht mehr mit dem 4-Säulen-
Modell, das aufgrund der 
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14-prozentigen Anhebung der 
Sozialleistungen in Bezug auf 
die Verfassungsmäßigkeit in-
frage zu stellen sei.

„Es gibt viel zu tun.“ Mit die-
sem Appell übergab der  
BBW-Chef das Wort an den  
Ehrengast des Abends. Minis-
terpräsident Kretschmann gab 
sich verbindlich. Er räumte die 
Notwendigkeit einer angemes-
senen Bezahlung sowohl im 
Tarif- wie auch im Beamtenbe-
reich ein. Zugleich benannte er 
aber auch einschränkend die 
widrigen Rahmenbedingungen 
wie den Ukrainekrieg und den 
Klimawandel, auf die man in 
der mittelfristigen Finanzpla-
nung nicht vorbereitet gewe-
sen sei, die jetzt aber den 
Haushalt enorm belasteten.

Als „tolle Aussage“ bezeichnete 
Kretschmann die Äußerung 
des BBW-Vorsitzenden, es gebe 
nichts Sinnhafteres als den öf-
fentlichen Dienst. Deshalb 
müsse das Arbeiten auch at-
traktiv sein. Darüber sei man 
mit dem Beamtenbund im en-
gen Austausch, beispielsweise 
über die Einführung von  
Lebensarbeitszeitkonten.

Wenig Verständnis zeigte der 
Ministerpräsident allerding für 
das Ansinnen jüngerer Men-
schen nach „Freizeit, Teilzeit 
und so weiter“. Damit habe er 
schon ein paar Probleme: 
„Wenn ich schon Work-Life- 
Balance höre!“ Wenn die Arbeit 
Sinn mache, dann sei auch das 
Arbeiten Leben. Kritisch äußer-
te sich der Regierungschef zu-
dem über den Aufschrei vieler, 
wenn über die Pensionsgrenze 
diskutiert werde. Die Feststel-
lung Kretschmanns, im Übrigen 
sei die Altersversorgung der Be-

amtinnen und Beamten im Ver-
gleich zur Rente ein gewichti-
ger Anreiz für eine Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst, rief den 
BBW-Vorsitzenden umgehend 
auf den Plan: Der Vergleich bei-
der Alterssicherungssysteme 
sei unzulässig, wandte Rosen-
berger ein. Bei der Beamten
versorgung handele es sich 
schließlich um eine Vollversor-
gung. Zur Rente hingegen kom-
me noch eine betriebliche Al-
tersversorgung oder eine priva-
te Altersversorgung hinzu.

Dringenden Handlungsbedarf 
sehen der Ministerpräsident 
und der BBW gleichermaßen 
beim Abbau von Bürokratie. 
Opfer der Überbürokratie sei 
die Verwaltung, die die Geset-
ze und Verordnungen rechts-
treu umsetzen muss, sagte 
Kretschmann. Da man die da-
für notwendige Anzahl an Mit-
arbeitern nicht habe und auch 
in Zukunft kaum bekommen 
werde, gehe es jetzt darum, 
das Bürokratiedickicht zu 
durchforsten und dem Regu
lierungsbankrott Einhalt zu  
gebieten. „Lassen Sie uns ge-
meinsam einen guten Staat  
gestalten“, warb der Minister-
präsident am Ende seiner Aus-
führungen und bekam von sei-
nen Zuhörerinnen und Zuhö-
rern im Garten der BBW-Ge-
schäftsstelle freundlichen Ap-
plaus. Die Erwiderung des Mi-
nisterpräsidenten auf die Rede 
des BBW-Vorsitzenden und die 
Ansprache Rosenbergers wa-
ren im weiteren Verlauf des 
Abends unter den Gästen im-
mer wieder Gesprächsgegen-
stand. Erst als sich der Minis-
terpräsident und später auch 
die anderen Politikergäste des 
Abends – an der Spitze SPD-
Fraktionschef Andreas Stoch 
und der CDU-Abgeordnete 
Thomas Blenke, der neue 
Staatssekretär im Innenminis-
terium, sowie weitere Land-
tagsabgeordnete der CDU, von 
Bündnis 90/Die Grünen und 
der FDP – verabschiedet hat-
ten, verdrängten zunehmend 
verbindliche Plaudereien die 
Sachthemen.  
�



17. Frauenpolitische Fachtagung 2023

Die Botschaft: null Toleranz bei sexueller 
Belästigung, Gewalt und Mobbing
Unter dem Motto „Hinsehen, Einschreiten, Vorbeugen – null Toleranz bei sexueller Belästigung,  
Gewalt und Mobbing“ beschäftigte sich die 17. Frauenpolitische Fachtagung am 14. Juni 2023 mit 
Formen von Übergriffen und Lösungsansätzen. 

Gemeinsam mit Expertinnen 
und Experten, Meinungsfüh-
renden sowie Entscheidungs-
trägerinnen und Entschei-
dungsträgern aus Politik,  
Verwaltung und den dbb Ge-
werkschaften gingen die Teil-
nehmenden den Fragen nach, 
wie man Übergriffe erkennt, 
wie man einschreiten soll und 
wie man sie verhindern kann. 
An der Veranstaltung, die im 
dbb forum in Berlin stattfand, 
hat auch Heidi Deuschle, die 
Vorsitzende der BBW-Landes-
frauenvertretung, teilgenom-
men. 

Ins Rollen gekommen war das 
Thema der Veranstaltung  
bereits im September vergan-
genen Jahres bei der Hauptver-
sammlung der dbb bundes-
frauenvertretung, die in Stutt-
gart stattfand. Anlass war da-
mals die sogenannte „Polizei-
affäre“ um den baden-würt-
tembergischen Inspekteur der 
Polizei, den ranghöchsten Poli-
zeivollzugsbeamten des Lan-
des. Bei dieser Veranstaltung 
wurde klar, dass dieses Thema 
sehr viele Frauenvertreterin-
nen, Personalrätinnen, Beauf-
tragte für Chancengleichheit 
und Gleichstellungsbeauftrag-
te in der Verwaltung beschäf-
tigt, vor allem folgende Fragen: 
Wohin kann ich mich wenden? 
Wer hilft mir? Wer kann mir 
außerhalb meiner Dienststelle 
helfen?

Der dbb unterstützt die Bun-
desfrauenvertretung bei ihrem 
Engagement, Betroffenen zu 
helfen, die am Arbeitsplatz se-
xueller Belästigung, Gewalt 
oder Mobbing ausgesetzt wa-

ren. „Bei sexualisierter Gewalt 
und Belästigung sowie Mob-
bing darf es keine Toleranz ge-
ben – auch und gerade im öf-
fentlichen Dienst. Hier steht 
der Staat als Arbeitgeber be-
sonders in der Pflicht und soll-
te für andere gesellschaftliche 
Bereiche und die Privatwirt-
schaft ein Vorbild sein“, erklär-
te der dbb Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach im Rahmen 
der Veranstaltung.

Dass Hilfe nottut, belegt eine 
vom dbb bereits im Jahr 2018 
in Auftrag gegebene Forsa-
Umfrage. Das Ergebnis dieser 
Umfrage gab für die Bundes-
frauenvertretung letztlich den 
Ausschlag, sich bei ihrer Fach-
tagung intensiv mit diesem 
Thema zu beschäftigen. Sach-
informationen lieferte eine 
Reihe von Fachvorträgen.

Frau Dr. Sabine Jenner von der 
Charité eröffnete die Vortrags-
reihe. Sie zeigte auf, wo die 
Grenzen verlaufen: Ab wann 
ist der Punkt erreicht, an dem 

man von sexueller Belästigung 
spricht. Die Rechtsanwältin 
Sandra Maurer erläuterte die 
rechtliche Sichtweise, fokus-
siert auf Schule und Dienst-
stellen. Ferda Ataman, Leiterin 
der Antidiskriminierungsstelle 
Berlin, referierte über das All-
gemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG), verdeutlichte die 
gesetzlichen Regelungen an-
hand praktischer Beispiele und 
stand anschließend Fragen aus 
dem Publikum Rede und Ant-
wort. Bei Mobbing und Über-
griffen gibt es keine Grauzone. 
Doch wie bekämpft man am 
besten psychische und physi-
sche Gewalt am Arbeitsplatz? 
Darüber diskutierten im Rah-
men einer Fish-Bowl-Debatte 
Expertinnen, darunter gleich 
zwei Baden-Württembergerin-
nen: Dr. Nina Guérin, die Leite-
rin der Antidiskriminierungs-
stelle BW (LADS), und Ministe-
rialdirigentin Dr. Simone Hö-
ckele-Häfner, Leiterin Abtei-
lung 2 Gesellschaft im Sozial-
ministerium BW. Sie ist zustän-
dig für Familie, Jugend, Gleich-

stellung, Kinder, Schutzkon-
zepte und bürgerliches Enga-
gement und hat, wie sie später 
gegenüber der Vorsitzenden 
der BBW-Landesfrauenvertre-
tung versicherte, aus der Berli-
ner Tagung einiges Wissens-
werte mitgenommen.

Unter der Moderation von 
Boussa Thiam entwickelte sich 
eine lebhafte Diskussion darü-
ber, wie der Schutz der Mitar-
beitenden am besten zu ge-
währleisten ist und wer dafür 
Verantwortung trägt.

Die Bundesministerin für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Lisa Paus, fasste zum Ab-
schluss der Tagung zusammen, 
wie sie die Dinge sieht: „Sexu-
elle Belästigung am Arbeits-
platz ist eine Form von Gewalt, 
die sich vor allem gegen Frauen 
richtet und bei der es in erster 
Linie um die Demonstration 
von Macht geht. Wir dürfen 
und wir werden sie nicht hin-
nehmen! Schutz und Unter-
stützung sowie das Recht auf 
einen Arbeitsplatz ohne sexu-
elle Belästigung, Diskriminie-
rung und Gewalt – das gilt für 
alle. Und klar ist zugleich: Der 
öffentliche Dienst muss Vor-
bild im Kampf gegen sexuelle 
Belästigung sein." 

Die Fachtagung hat viele Pro
blemfelder in den Fokus ge-
rückt. Es wurde aber auch klar, 
dass damit nur ein Anfang  
gemacht wurde, um dieses 
Thema aufzuarbeiten. Die 
Hauptversammlung der dbb 
bundesfrauenvertretung wird 
damit sicher noch weiter be-
schäftigt sein.�
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	< Bei der 17. Frauenpolitischen Fachtagung in Berlin: Heidi Deuschle (im 
Vordergrund rechts), die Vorsitzende der BBW-Landesfrauenvertretung, 
meldet sich zu Wort.
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Allianz für Fachkräfte Baden-Württemberg tagte in Stuttgart

Im Fokus: der inklusive Arbeitsmarkt und 
die Integration internationaler Fachkräfte
Fachkräftemangel und ein leer gefegter Arbeitsmarkt zwingen Politik und Wirtschaft neue Wege 
zu gehen. Der Bund hat mit der Novelle des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes die Weichen neu 
gestellt. Doch damit allein ist es nicht getan. Jetzt geht es darum, alle vorhandenen Quellen auszu-
schöpfen, um weitere Fachkräftepotenziale zu erschließen. 

Im Klartext: Es geht darum, die 
Chancen eines inklusiven Ar-
beitsmarktes auszuloten und 
eine nachhaltige Integration 
von internationalen Fachkräf-
ten voranzutreiben. Beides war 
Thema bei der jüngsten Tagung 
der baden-württembergischen 
Fachkräfteallianz. 

Einig war man sich im Gremi-
um, dass bei der Suche und Be-
wertung von Arbeitskräften 
ein Perspektivenwechsel nötig 
ist. Im Vordergrund müsse die 
Frage stehen, „was kann je-
mand und wo liegen seine 
Stärken“, statt „wer passt auf 
die Stelle“. Christian Rauch von 
der Bundesagentur für Arbeit 
brachte es auf den Punkt: Um 
den hohen Bedarf an Fachkräf-
ten zu stillen, müsse man den 
Arbeitsmarkt gleichermaßen 
öffnen für Menschen mit Be-
hinderungen, für Arbeitskräfte 
aus dem Ausland, für ungelern-
te Arbeitskräfte sowie für  
Frauen in Voll- und Teilzeit. 

	< Die Fachkräfteallianz 

Die Partner der Fachkräfte
allianz engagieren sich dafür, 

möglichst viele Menschen im 
Arbeitsmarkt zu halten, den 
Fachkräftemangel im Land zu 
verringern und mit einer geleb-
ten Willkommenskultur inter-
nationale Fachkräfte für  
Baden-Württemberg zu gewin-
nen. In der Fachkräfteallianz 
Baden-Württemberg, gegrün-
det vom Wirtschaftsministeri-
um im Jahr 2011, sind über 40 
Partner vertreten: Wirtschafts-
organisationen, Gewerkschaf-
ten, die Regionaldirektion  
Baden-Württemberg der Bun-
desagentur für Arbeit, die kom-
munalen Landesverbände, 
Pflegeorganisationen, regiona-
le Wirtschaftsfördergesell-
schaften, der Landesfrauenrat 
und die Ministerien der Lan-
desregierung. An der jüngsten 
Sitzung des Gremiums hat für 
den BBW die stellvertretende 
Vorsitzende Tina Stark teil
genommen. 

	< Alle Möglichkeiten nutzen

Die Fachkräfteallianz tagte am 
3. Juli 2023 in Stuttgart unter 
Vorsitz von Wirtschafts- und 
Arbeitsministerin Nicole Hoff-
meister-Kraut. Im Mittelpunkt 

der Sitzung stand die inklusive 
Gestaltung des Arbeitsmarktes 
sowie die Integration von inter-
nationalen Fachkräften. Beide 
Aspekte wurden durch Beispie-
le aus der betrieblichen Praxis 
beleuchtet.

„Wir müssen alle Möglichkei-
ten der Fachkräftesicherung 
nutzen“, erklärte Ministerin 
Hoffmeister-Kraut. Sie warb 
dafür, dass die Unternehmen 
im Land mehr Menschen mit 
Behinderung eine Beschäfti-
gung anbieten und bei sich in-
tegrieren. Aus Praxisbeispielen 
habe man im Verlauf der Ta-
gung erfahren, wie daraus eine 
Win-win-Situation für alle Be-
teiligten werden kann, sagte 
Hoffmeister-Kraut. Zugleich 
wies sie darauf hin, dass Fach-
kräfteeinwanderung sowohl 
für die internationalen Fach-
kräfte als auch für die Unter-
nehmen mit Investitionen ver-
bunden seien und betonte: 
„Umso wichtiger ist es, dass 
sich die internationalen Fach-
kräfte und ihre Familien hier 
wohlfühlen, sich nachhaltig in-
tegrieren und bleiben.“ Das 
Land brauche Fachkräfte, um 

auch in Zukunft ein starker, in-
novativer Wirtschaftsstandort 
zu sein, der den Menschen ein 
gutes Leben ermöglicht, beton-
te Hoffmeister-Kraut. Zugleich 
mahnte sie: Fachkräftemangel 
bremse die wirtschaftliche Ent-
wicklung und hemme Inno
vationen, beeinträchtige die 
Versorgung mit Dienstleistun-
gen in der Fläche unseres Lan-
des und bedrohe letztlich unse-
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	< Die Ministerin und die Diskutanten der Expertenrunde
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	< Sie vertrat den BBW bei der  
Tagung: Tina Stark,  
stellvertretende Vorsitzende.
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re sozialen Sicherungssysteme 
und unseren Wohlstand. Um 
dem entgegenzuwirken, müss­
ten alle Akteure im Land enga­
giert zusammenwirken, forder­
te die Ministerin. Zudem wies 
sie darauf hin, dass allein das 
Wirtschaftsministerium für die 
Fachkräftesicherung im Jahr 
2023 über 80 Millionen Euro  
investiere.

	< Fachkräftesicherung –  
eine Daueraufgabe

Die Ursachen für den Fachkräf­
temangel sind bekannt: Sie lie­
gen in der demografischen Ent­
wicklung mit dem Übergang 
der Babyboomer in den Ruhe­
stand und dem Nachrücken 
schmalerer Jahrgänge, die eine 
deutliche Verkleinerung der Er­
werbspersonenbasis bedeutet. 
Zum anderen verändert der 
Strukturwandel aufgrund tech­
nologischer Umbrüche, Maß­
nahmen zur Erreichung der  
Klimaschutzziele sowie eine  
alternde Gesellschaft die Nach­
frage nach Fachkräften fort­
laufend.

„Fachkräftesicherung ist eine 
Daueraufgabe, die sich auf­
grund von Konjunkturum­
schwüngen oder disruptiven 
weltpolitischen Ereignissen 

immer wieder rapide verändert 
und neu stellt“, sagte die Ar­
beits- und Wirtschaftsministe­
rin. Die zunehmende Knapp­
heit führe zum Wettbewerb 
um Fachkräfte zwischen und 
innerhalb der Branchen. Des­
halb sei es wichtig und richtig, 
dass sich die Fachkräfteallianz 
Baden-Württemberg bran­
chen- und berufsübergreifend 
mit der Fachkräftesicherung im 
Land befasse. Dabei werde der 
Vielschichtigkeit der Heraus­
forderungen Rechnung getra­
gen, die Bildungs- und Integra­
tionsmaßnahmen, inländische 
wie auch internationale Fach­
kräftepotenziale sowie infra­
strukturelle Aspekte bis hin  
zu steuerlichen Rahmenbedin­
gungen umfasse, hob die  
Ministerin hervor.

	< Statements aus dem Kreis 
der Partner

Claus Paal, Präsident der für 
das Thema Fachkräfte feder­
führenden IHK-Region Stutt­
gart: „Die Vorschläge für eine 
zentrale Ausländerbehörde lie­
gen auf dem Tisch, die Landes­
regierung muss diese jetzt 
schnell prüfen und umsetzen. 
Wir brauchen dringend ein 
Fast-Track-Verfahren für aus­
ländische Fachkräfte, die be­

reits ein Jobangebot haben. 
Das würde nicht nur den Un­
ternehmen dabei helfen, zeit­
nah und unkompliziert Fach­
kräfte aus dem Ausland zu ho­
len. Es würde auch die Auslän­
derbehörden im Land entlasten 
und ihnen Luft für die Anträge 
von Menschen geben, die aus 
humanitären Gründen Asyl  
suchen.“

Thomas Bürkle, Vizepräsident 
Unternehmer Baden-Württem­
berg sowie des Baden-Würt­
tembergischen Handwerks­
tags: „Eine funktionierende 
und umfassende Fachkräfte­
sicherung steht für die gesam­
te baden-württembergische 
Wirtschaft ganz oben auf der 
Prioritätenliste. Sie setzt vor­
aus, dass wir alle Zielgruppen 
und Potenziale im Blick behal­
ten. Inklusion ist ein wichtiges, 
gesellschaftliches Anliegen, um 
Menschen mit Behinderung 
stärker in die Gesellschaft zu 
integrieren und gleichzeitig das 
inländische Fachkräftepoten­
zial zu heben. Hier muss die 
Gesellschaft noch stärker sen­
sibilisiert und die Wirtschaft 
unterstützt werden. Die Akqui­
se von ausländischen Fachkräf­
ten für den deutschen Arbeits­
markt ist zudem eine Möglich­
keit, eine adäquate Versorgung 

von Fachkräften für unseren 
Wirtschaftsstandort zu si­
chern. Bei beiden Themen se­
hen wir noch besonders viel 
Potenzial brachliegen, das es 
gilt, möglichst schnell nutzbar 
zu machen.“

Christian Rauch, Vorsitzender 
der Geschäftsführung der Regi­
onaldirektion Baden-Württem­
berg der Bundesagentur für Ar­
beit: „Um den hohen Bedarf an 
Fachkräften zu stillen, müssen 
wir alle verfügbaren Potenziale 
erschließen. Das heißt, dass der 
Arbeitsmarkt in Baden-Würt­
temberg offen ist für Men­
schen mit Behinderungen, 
Menschen aus dem Ausland, 
ungelernte Menschen, die im 
Betrieb aus- und weitergebil­
det werden, sowie Frauen in 
Voll- und Teilzeit. Wir als Bun­
desagentur für Arbeit stehen 
parat mit einem weitreichen­
den Angebotskatalog, damit 
das Zusammenbringen von 
Menschen und Arbeit gelingt.“

Kai Burmeister, DGB-Landes­
vorsitzender: „Bestehende 
Fachkräftemängel und die 
gute Arbeitsmarktsituation 
bergen große Chancen, die In­
klusion von Menschen mit Be­
hinderungen in Arbeit auch in 
Baden-Württemberg voranzu­
bringen. Gerade die großen  
Betriebe müssen der gesetzli­
chen Verpflichtung, auf min­
destens fünf Prozent ihrer Stel­
len Menschen mit Behinderun­
gen zu berücksichtigen, end­
lich nachkommen. Bisher be­
trägt ihre Beschäftigtenquote 
nur 4,2 Prozent. Jeder zweite 
Kleinbetrieb mit 20 bis 40 Mit­
arbeiterinnen und Mitarbei­
tern beschäftigt zudem keinen 
einzigen Schwerbehinderten. 
Wir Gewerkschaften wollen 
dies im Interesse der Beschäf­
tigten ändern.“�

	< Die Teilnehmenden der Tagung
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Kennenlerngespräch mit dem neuen Amtschef des Finanzministeriums

Antrittsbesuch bei MD Heiko Engling
Ministerialdirektor Heiko 
Engling, der neue Amtschef  
im Finanzministerium, hat am 
7. Juni 2023 Kai Rosenberger, den 
Vorsitzenden des BBW, zu einem 
ersten Kennenlerngespräch 
empfangen. Im Verlauf der Un-
terredung versicherte Engling, er 
sei, wie sein Vorgänger Jörg 
Krauss, zu einem regelmäßigen 
Gedankenaustausch gerne be-
reit. Zur Person: Heiko Engling 
hat Politik, Soziologie und BWL 
an der Universität Stuttgart stu-

diert und Sozialwissenschaften 
an der Humboldt-Universität in 
Berlin. Danach arbeitete er als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter in 
der Bundestagsfraktion von 
Bündnis 90/Die Grünen. Von 
2011 bis 2016 war er persönli-
cher Referent und Büroleiter der 
Staatsministerin im Staatsminis-
terium. Von 2016 bis 2020 leitete 
er die Zentralstelle im Finanzmi-
nisterium, seit 2020 die Abtei-
lung 6. Amtschef im Finanzmi-
nisterium ist er seit April 2023.�

Gewalt gegen öffentlich Beschäftigte

Das Forschungsprojekt InGe soll die Basis 
für präventive Maßnahmen schaffen
Immer wieder sind Angehörige 
des öffentlichen Dienstes in ih-
rem Berufsalltag physischer und 
psychischer Gewalt ausgesetzt. 
Um derartige Angriffe zu ver-
hindern, wurde das bundesweit 
einmalige Forschungsprojekt 
„Lagebildinstrument zu Gewalt-
erfahrungen von Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst“ (InGe) 
ins Leben gerufen. Geleitet wird 
der Forschungsverbund von der 
im baden-württembergischen 
Innenministerium angesiedel-
ten Gemeinsamen Zentralstelle 
Kommunale Kriminalprävention 
(GeZ KKP).

Seit dem 1. Oktober 2022 för-
dert das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 
im Rahmen des Programms 
„Forschung für die zivile Sicher-
heit“ das auf zwei Jahre ange-
legte Projekt. Weitere Verbund-
partner sind das Centre for  
Security and Society der Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg 
(UFr CSS) und die Disy Informati-
onssysteme GmbH. Als assozi-
ierte Partner unterstützen das 
Projekt das Landeskriminalamt 
Baden-Württemberg (Zentrum 

für Sicherheitsforschung), das 
Bayerische Rote Kreuz, der BBW, 
der Deutsche Gewerkschafts-
bund (Bezirk BW), das Ministe
rium für Kultus, Jugend und 
Sport Baden-Württemberg 
sowie die Unfallkasse Baden-
Württemberg.

Ziel des wissenschaftlichen Pro-
jekts InGe ist die Entwicklung 
eines neuen, softwaregestütz-
ten Instruments, mit dem Ge-
waltvorfälle im öffentlichen 
Dienst schnell und unkompli-
ziert erfasst und analysiert wer-
den können. Dazu soll eine ein-
heitliche und nutzerfreundliche 
elektronische Meldeplattform 
für möglichst viele Berufsgrup-
pen zur fortlaufenden Daten
erhebung zur Verfügung ge-
stellt werden.

Um die konkrete Ausgestaltung 
des Lagebildinstruments den 
Bedarfen aus der Praxis anzu-
passen, befindet sich das Pro-
jektteam aktuell in der ersten 
empirischen Forschungsphase. 
Neben Workshops in politischen 
Gremien werden derzeit Ge-
spräche mit Führungskräften 

sowie Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in verschiedenen 
Gemeinden und Kommunen 
vorbereitet. Zudem werden 
bundes- und landesweite Ex
perteninterviews mit Akteuren 
unterschiedlicher Berufs- und 
Tätigkeitsfelder durchgeführt. 
Der Fokus liegt dabei auf der 
Klärung der Frage, wie beste-
hende Meldeinstrumente  
gestaltet sind, wie organisatori-
sche Behördenstrukturen aus
sehen, welche Meldewege sich 
darauf basierend am besten für 
das Lagebildinstrument eignen 
und welche inhaltlichen und 
technischen Bedingungen aus 
Sicht der Praxis bestehen.

In der zweiten empirischen Pha-
se soll das Instrument in ausge-
wählten Modellkommunen in 
Baden-Württemberg getestet 
und evaluiert werden. Hierdurch 
sollen mögliche Herausforde-
rungen und Verbesserungspo-
tenziale identifiziert und unter 
Einbindung künftiger Anwende-
rinnen und Anwender umge-
setzt werden. Ziel ist, eine hohe 
Akzeptanz des Instruments in 
der Praxis zu gewährleisten.

Das Projekt ‚InGe‘ bietet neben 
der Möglichkeit zur Aufhellung 
des Dunkelfelds vor allem die 
Chance, Gewalterfahrungen im 
öffentlichen Dienst präzise, 
auch unterhalb der Schwelle der 
Strafbarkeit zu erfassen. „Unser 
Ziel ist es, ein umfassendes Bild 
über die tatsächliche Lage zu 
bekommen, sodass wir künftig 
gezielt präventive Maßnahmen 
treffen können. Das Instrument 
soll etwa ein Jahr nach Projekt-
ende in den Wirkbetrieb über-
gehen und eignet sich perspek-
tivisch auch für einen bundes-
weiten Einsatz“, sagte Innenmi-
nister Thomas Strobl am 13. Juni 
2023 auf dem 28. Deutschen 
Präventionstag (DPT) in Mann-
heim, wo das Projektteam inter-
essierten Zuhörerinnen und Zu-
hörern aus Wissenschaft und 
Praxis den aktuellen Projekt-
stand präsentierten. Neben der 
Vorstellung des Projekts und 
dem praktischen Nutzen eines 
einheitlichen Lagebildinstru-
ments wurden technische As-
pekte der Umsetzung beleuch-
tet und differenziert die Ansätze 
verschiedener Meldewege und 
-verfahren aufgezeigt. �

	< Ministerialdirektor Heiko Engling (rechts) im Gespräch mit BBW-Chef Kai 
Rosenberger
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	< Im Amt bestätigt: PhV-Landes-
vorsitzender Ralf Scholl sowie 
seine Stellvertreterinnen Karin 
Fetzner (Mitte) und Martina 
Scherer

	< BBW-Chef Kai Rosenberger würdigt beim Festakt das bildungs- und 
berufspolitische Engagement des Philologenverbands.

PhV-Landesvorstand im Amt bestätigt – Festakt zum 50-jährigen Bestehen 

Philologenverband bezieht zu bildungs- 
und berufspolitischen Fragen Position
Die Vertreterversammlung des 
Philologenverbands BW (PhV 
BW) hat bei ihrer Tagung am 
13. und 14. Juli 2023 im Con
gressCentrum Pforzheim den 
bisherigen Vorsitzenden Ralf 
Scholl sowie seine Stellvertre-
terinnen Karin Fetzner und 
Martina Scherer mit großer 
Mehrheit im Amt bestätig. 
Beim Festakt anlässlich des 
50-jährigen Bestehens des Ver-
bandes, dem Höhepunkt der 
diesjährigen Veranstaltung, 
unterstrichen Kultusministerin 
Theresa Schopper und insbe-
sondere BBW-Vorsitzender Kai 
Rosenberger die Bedeutung 
der Organisation als Interes-
senvertretung, die sich stets  
zu bildungspolitischen und be-
rufspolitischen Fragen kritisch 
zu Wort melde.

Im Rückblick auf das 50-jährige 
Bestehen bescheinigte der 
BBW-Vorsitzende in seinem 
Grußwort dem Philologenver-
band stets engagierten Einsatz 
für seine Mitglieder, vor allem 
aber auch stetes Ringen mit der 
Politik um Bildungschancen und 
die besten Rahmenbedingun-
gen für die Schülerinnen und 
Schüler. Als aktuelle berufspoli-
tische Herausforderung nannte 
Rosenberger den Kampf um die 
Reduzierung der Deputate, eine 
bessere Eingruppierung der an-
gestellten Lehrkräfte sowie eine 
bessere Besoldungsstruktur der 
verbeamteten Lehrerinnen und 
Lehrer. Dies alles erfordere viel 
Überzeugungsarbeit, Streit
barkeit und Ausdauer, sagte  
Rosenberger und sicherte dem 
Philologenverband die Unter-
stützung des BBW zu.

Weitere Grußworte sprachen 
die Bundesvorsitzende des 
Deutschen Philologenver-
bands (DPhV), Prof. Dr. Susan-
ne Lin-Klitzing, und der  

Pforzheimer Sozialbürger-
meister Frank Fillbrunn. 

Die Festrede hielt die Journalis-
tin Heike Schmoll, bei der Frank-
furter Allgemeine Zeitung zu-
ständig für Bildungspolitik. Sie 
führte aus, dass der Abwärts-
trend der baden-württembergi-

schen Schüler im bundesweiten 
Leistungsvergleich schon seit 
über zehn Jahren deutlich sicht-
bar sei. Um diesen Abwärts-
trend zu bremsen, brauche es 
die Wertschätzung von Leistung 
und einen langen Atem aller Be-
teiligten über viele Jahre und 
über Parteigrenzen hinweg. Auf 
die Probleme eingehend, die El-
tern und Lehrer an den Grund-
schulen umtreiben, vertritt sie 
die Ansicht: „Fremdsprachen 
sollten aus der Grundschule ver-
schwinden.“ Stattdessen sei die 
Förderung der Schüler in der 
„Bildungssprache Deutsch“ vor-
rangig, auch im Hinblick auf ihr 
weiteres schulisches und beruf-
liches Leben.

Bei der Podiumsdiskussion mit 
den bildungspolitischen Spre-
chern der Landtagsfraktionen, 

die im Rahmen der Arbeits
sitzung stattfand, ging es um 
die Position des Philologenver-
bands zur Frage G8 oder G9, die 
Notwendigkeit einer stärkeren 
Verbindlichkeit der Grund-
schulempfehlung, den Leis-
tungsgedanken an den Schu-
len, den Lehrkräftemangel und 
die Belastungssituation der 
Lehrerinnen und Lehrer. Teil-
nehmer des Streitgesprächs 
waren Thomas Poreski (Grüne), 
Dr. Alexander Becker (CDU),  
Dr. Stefan Fulst-Blei (SPD) und 
Dr. Timm Kern (FDP). Die Mo-
deration hatte Claudia Grimm, 
Mitglied im PhV-Landesvor-
stand, übernommen. 

Neben zahlreichen Anträgen  
zu aktuellen Themen wie zum 
Beispiel die Absenkung des 
Klassenteilers, die Arbeitszeit 

der Lehrkräfte, die Entlastung 
von Schulleitungen und Lehr-
kräften, die IT-Betreuung an 
den Schulen, der Beförderungs-
situation von Gymnasiallehr-
kräften, der Umgang mit KI an 
den Schulen und die Abiturprü-
fungen verabschiedeten die 
Delegierten der Vertreterver-
sammlung noch zwei Resoluti-
onen. Die erste thematisiert 
Vorschläge zur Verbesserung 
der Bildungsqualität, die zwei-
te zeigt Wege zur Behebung 
des Lehrkräftemangels auf. 

Im Verlauf der Arbeitssitzung 
wurden auch die früheren PhV-
Landesvorsitzenden Karl-An-
ton Christoph, Volker Stich und 
KarlHeinz Wurster für ihren he-
rausragenden Einsatz zu Ehren-
vorsitzenden ernannt. Die Bun-
desvorsitzende des Deutschen 
Philologenverbands (DPhV), 
Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing, 
die viele Jahre auch im PhV BW 
gewirkt hat, wurde mit der Eh-
renmitgliedschaft ausgezeich-
net.�
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Gedankenaustausch mit Spitzenvertretern des Städtetags Baden-Württemberg

In vielen Bereichen herrscht Übereinstimmung
BBW-Chef Kai Rosenberger hat 
am 15. Juni 2023 Ralf Broß, ge-
schäftsführendes Vorstands-
mitglied beim Städtetag Ba-
den-Württemberg, und Timo 
Jung, Leiter Zentrale Dienste, 
zu einem Gedankenaustausch 
im Haus des Beamtenbundes 
empfangen. Gegenstand der 
Unterredung waren der Tarif-
abschluss TVöD und die Signal-
wirkung auf die im Herbst an-
stehenden Tarifverhandlungen 
zum TV-L, der Fachkräfteman-
gel und die Forderung des BBW 
nach Einrichtung von Lebensar-
beitszeitkonten noch in diesem 
Jahr. 

Im Verlauf des Gesprächs  
unterstrich Rosenberger die 

Bedeutung von Lebensarbeits-
zeitkonten für die Attraktivi-
tätssteigerung im öffentlichen 

Dienst und wies in diesem Zu-
sammenhang auch darauf hin, 
dass die Gehaltsdifferenz zur 

Privatwirtschaft die Personal-
gewinnung erheblich erschwe-
re. Bezahlung schaffe Attrakti-
vität, genauso aber auch  
Möglichkeit von mobiler Ar-
beit, sagte der BBW-Vorsitzen-
de und brachte in diesem Zu
sammenhang eine Vier-Tage-
Woche ins Gespräch.

Beim Thema Lebensarbeits-
zeitkonten war man sich im 
Wesentlichen einig. Rosen
berger kritisierte allerdings  
die Haltung der kommunalen 
Spitzenverbände, die die Aus-
dehnung der Freistellungen 
durch die Novellierung des 
LPVG aus dem Jahr 2015 nach 
wie vor als nicht erforderlich 
einstufen.�

	< Im Garten der BBW-Geschäftsstelle (von rechts): Timo Jung, Leiter 
Zentrale Dienste, Städtetag; Ralf Broß, geschäftsführendes Vorstands-
mitglied beim Städtetag Baden-Württemberg; BBW-Justiziarin und 
Geschäftsführerin Susanne Hauth; BBW-Chef Kai Rosenberger

©
 B
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Einsatz kommen. Wie das geht, 
zeigt sich im Verlauf des Semi-
nares.

Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer sehen, wie die Einfüh-
rung konkreter Maßnahmen 
gelingt, die eine von Vertrauen 
geprägte und wertschätzende 
Zusammenarbeit fördern kön-
nen. Dazu erkennen sie, wie 
sich eine Bewegung vom pro
blemorientierten zum lösungs-
basierten Ansatz auf das Zu-
sammengehörigkeitsgefühl 
und die Arbeitsfreude aus-
wirkt.

n

Seniorenpolitik 
(Nr. B194 CH)

	> vom 24. bis 25. Oktober 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Dieses Seminar wird von der 
BBW-Landesseniorenvertre-
tung veranstaltet und richtet 
sich insbesondere an Kolle-
ginnen und Kollegen, die in 

den Fachorganisationen des 
BBW mit der Seniorenarbeit 
betraut sind. Im Mittelpunkt 
steht, neben aktuellen Infor-
mationen zum Thema, die 
Optimierung der ehrenamt
lichen Arbeit.

n

Gesundheitsmanagement 
(Nr. B195 CH)

	> vom 28. bis 29. Oktober 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches 
Gesundheitsmanagement“ er-
lernen. Als zentrale Punkte ste-
hen dabei die Fragen „Umgang 
mit und Bewältigung von 
Stress“, die „richtige Ernäh-
rung“ sowie „Bewegung und 
Sport“ im Mittelpunkt. 

Zudem üben Sie, sich zu ent-
spannen, erfahren hautnah die 
Bedeutung von Sport und Be-
wegung und lernen, warum Er-
nährung und Wohlbefinden 

viel miteinander zu tun haben.
Wochenendseminar.

Mit inspirierenden  
Moderationstechniken 
mehr Beteiligung und  
Zufriedenheit erzielen 
(Nr. B220 CH)

	> vom 18. bis 19. November 
2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Die Sitzungen dauern zu lange. 
Es wird viel gesprochen, kon
trovers diskutiert, man bleibt 
beim ersten Tagesordnungs-
punkt hängen, häufig geht es 
um Strukturen. Die Teilnehmen-
den verlieren sich in Auseinan-
dersetzungen und ellenlangen 
Gesprächen, und, aber, so nicht 
... Eigentlich wünschen sich alle,  

	> dass sie öfter beflügelt und 
optimistisch aus einer Sit-
zung herausgehen; 

	> dass sie das Gefühl haben, 
die investierte Zeit hat  
ihre Organisation und ihre 
Mitarbeitenden voran
gebracht;

Seminarangebote im Jahr 2023
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2023 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Mit einem agilen  
Team und einer agilen  
Organisation einen  
Workflow generieren  
(Nr. B308 CH)

	> vom 30. September bis  
1. Oktober 2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Teams entwickeln sich nicht 
von allein – es braucht Ent-
wicklungsstrategien. Das be-
ginnt mit grundsätzlichen 
Überlegungen zu den Rollen 
und Abläufen eines Teams. Da-
bei werden die Aufgaben des 
Teams festgestellt und das, 
was dabei helfen kann, ver-
ständliche und motivierende 
Ziele zu finden. Agilität fördert 
das gegenseitige Verständnis 
und erzeugt einen Workflow. 
Die offene und niederschwelli-
ge Kommunikation nimmt zu, 
selbstsüchtiges Handeln 
nimmt ab. Das eigentlich Span-
nende ist, dass in agilen Teams 
und Organisationen neue Be-
gabungen und Einsatzmöglich-
keiten auftauchen und zum 



Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über  
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.
Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teilnehmerbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

	> dass sie mit Widerständen 
und Einwänden lockerer um­
gehen – ja, diese sogar nut­
zen können.

Im Seminar werden diese Ziel­
vorstellungen aufgegriffen.  
Die Teilnehmenden erwarten 
Ideen und Methoden, die eine 
aktive Beteiligung fördern. Sie 
lernen Moderationsmethoden 
kennen, die sie bei ihren Auf­
gaben unterstützen und ein­
setzen können.

n

Jugendpolitik 
(Nr. B225 CH)

	> vom 6. bis 7. Dezember 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Dieses Seminar wird von der 
bbw-jugend ausgerichtet und 
befasst sich mit aktuellen The­
men der gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit. Weitere Infos 
können bei der bbw-jugend  
erfragt werden. 

n

Veränderungen  
annehmen und aktiv  
gestalten (Nr. B226 CH)

	> vom 9. bis 10. Dezember 
2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Übergänge, seien es neue be­
rufliche Herausforderung, Kar­
riereplanung oder der Einstieg 
in eine neue Lebensphase, stel­
len unterschiedlichste Fragen. 
Was will ich ändern? Wer und 
was fordern mich dazu auf? 
Was kommt da auf mich zu? 
Fühle ich mich dem gewach­
sen? Was könnten die neuen 
Ziele sein? Wen betrifft das 
noch? Wie will ich die Verände­

rung planen und mit welchen 
Blockaden setze ich mich wie 
auseinander?

Neue Herausforderungen wollen 
geplant sein, damit der Boden, 
auf dem Sie stehen, nicht zur 
Rutschbahn wird. Häufig geht es 
darum, wie sich berufliche und 
familiäre oder persönliche Wün­
sche vereinbaren lassen. 

Das Seminar richtet sich an 
Menschen, die vor neuen be­
ruflichen Herausforderungen 
stehen, sich verändern wollen 
oder vor einem neuen Lebens­
abschnitt stehen und noch 
nicht richtig sehen, wohin es 
gehen kann. Seminarinhalte 
sind: 

	> Veränderungsbedarf wahr­
nehmen und ein positives 
Verhältnis dazu finden,

	> mit gezielter Planung das Ziel 
erreichen,

	> erkennen, um was es geht 
und was bei der Veränderung 
beachtet werden soll,

	> Blockaden erkennen und  
lösen,

	> bei sich bleiben, auch in der 
Auseinandersetzung mit den 
Vorstellungen anderer,

	> Verstehen, woher Unsicher­
heiten kommen, und Ent­
scheidungen vorbereiten,

	> Selbstsicherheit bei der Ge­
staltung Ihrer anstehenden 
Änderungsprozesse gewin­
nen.

n

Wichtige Hinweise:
Über unser Seminarangebot hi­
naus bieten wir auch die Mög­
lichkeit, über „Voucher“ Semina­
re der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro­
gramms der dbb akademie teil­
zunehmen. Interessenten infor­
mieren sich auf der Homepage 
der dbb akademie (www.dbb 
akademie.de) bei den Seminaren 
im „offenen Programm“ (Kenn­
buchstabe „Q“ vor der Seminar­
nummer) und fragen dann beim 
BBW nach, ob für diese Veran­
staltung Voucher zur Verfügung 
stehen. Unabhängig von dem im 

Seminarprogramm veröffent­
lichten Teilnehmerbetrag verrin­
gert sich dieser durch die Inan­
spruchnahme des Vouchers auf 
146  Euro. Mit diesem neuen An­
gebot wollen wir unseren Mit­
gliedern die Möglichkeit einräu­
men, zu vergünstigten Teilneh­
mergebühren von dem vielseiti­
gen Seminarangebot der dbb 
akademie Gebrauch zu machen. 

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil­
nehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW 
entgegengenommen werden. 
Diese halten Anmeldeformula­
re bereit. Eine unmittelbare An­
meldung bei der dbb akademie 
ist nicht möglich. 

Anmeldeformulare sowie un­
ser Seminarprogramm finden 
Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. 

Seminare, die die Mindestteil­
nehmerzahl nicht erreichen, 
werden spätestens vier Wo­
chen vor dem geplanten Semi­
nartermin abgesagt. Daher 
wird empfohlen, sich zeitnah 
für die gewünschten Seminare 
anzumelden.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semi­
nare, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.

Die vorgestellten Seminare er­
füllen gegebenenfalls die Vor­
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG BW), 
sofern die Inhalte entweder 
zur beruflichen oder zur ehren­
amtlichen Weiterbildung des/
der jeweiligen Teilnehmer/Teil­
nehmerin infrage kommen.



Der BBW: Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 
Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de
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